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Rechtssatz 

Ein Rechtsirrtum bzw. das Handeln auf Grund einer vertretbaren Rechtansicht kann die Annahme eines 
Verschuldens ausschließen. Ein Rechtsirrtum ist vorwerfbar, wenn das Unrecht für den Täter wie für 
jedermann leicht erkennbar war oder wenn sich der Täter mit den einschlägigen Vorschriften nicht 
bekannt gemacht hat, obwohl er seinem Beruf nach dazu verpflichtet gewesen wäre. Die irrige 
Gesetzesauslegung oder die Unkenntnis von Bestimmungen müssen somit unverschuldet sein. Im 
Zweifelsfall sind geeignete Erkundigungen einzuholen. Im Vertrauen auf unrichtige Rechtsauskünfte 
erfolgte Gesetzesverstöße können dann nicht als Verschulden angerechnet werden, wenn diese auf Basis 
einer vollständigen Sachverhaltsgrundlage erteilt worden sind. Die Rechtsunkenntnis und der 
Rechtsirrtum sind demgemäß nur dann nicht vorwerfbar, wenn die (richtige) Gesetzeslage einem 
Betroffenen trotz zumutbarer Aufmerksamkeit nicht erkennbar war (VwGH 1.6.2021, Ra 2019/09/0163). 
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